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KVB informiert

Die bundesweiten Regelungen zur Einführung
des Mammographie-Screenings zielen auf zen-
tralistische Strukturen, die alternativen Program-
men kaum Chancen lassen. Die rasche Einfüh-
rung eines flächendeckenden Brustkrebsfrüh-
erkennungsprogramms in Deutschland, das bei
der Zielgruppe der 50- bis 69-jährigen Frauen
Akzeptanz findet, wird damit gefährdet. 

Die Bundesrepublik gehört, was Brustkrebs-
früherkennung anbelangt, zu den Schlusslich-
tern in Europa. Zwar wurde bereits im Jahre
1994 von den Spitzenverbänden der Kran-
kenkassen und der Kassenärztlichen Bundes-
vereinigung (KBV) die Planungsstelle Mam-
mographie-Screening gegründet, mit dem
Ziel, die Einführung des Mammographie-
Screenings in die vertragsärztliche Versor-
gung zu erproben und vorzubereiten. Doch
das Resultat ist mager: Lediglich drei Modell-
projekte wurden seither initiiert, und diese
stellen gerade kein Modell für eine flächen-
deckende Einführung in Deutschland dar. So
waren sie regional jeweils auf ein äußerst klei-
nes Gebiet begrenzt, und aufgrund des Mo-
dellcharakters waren Sonderregelungen (zum
Beispiel bezüglich Datenschutz und Zulas-
sung nach Röntgenverordnung) möglich, die
nicht auf die Regelversorgung übertragen
werden können. Doch anstatt die Auswer-
tung der Ergebnisse der Modellprojekte ab-
zuwarten, die ohne Zweifel zahlreiche Defizi-
te in der bisher konzipierten Durchführung
des Mammographie-Screenings aufgezeigt
hätten, wurde Ende letzten Jahres fieberhaft
an Krebsfrüherkennungsrichtlinien und ei-
nem Bundesmantelvertrag zum Mammogra-
phie-Screening gearbeitet. Ziel: genau jenes
System flächendeckend in Deutschland zu
etablieren, das die Modellprojekte hat schei-
tern lassen. „Abgezielt wird auf zentralisti-
sche, überbürokratisierte und äußerst kosten-
intensive Strukturen, die parallel zur
kurativen Versorgung betrieben werden sol-
len“, moniert Dr. Axel Munte, Vorstandsvor-
sitzender der Kassenärztlichen Vereinigung
Bayerns (KVB), der die Pläne auf Bundesebe-
ne bereits mehrmals scharf kritisiert hatte.

Gigantische Geldverschwendung

Die mit dem Regelwerk zum Mammogra-
phie-Screening geschaffenen Ausprägungen
eines bürokratischen Gigantismus führen nun
dazu, dass die niedergelassene Ärzteschaft

über zehn Millionen Euro für den Aufbau
von Referenzzentren aufwenden muss – und
das, obwohl damit ein System finanziert wird,
das die Niedergelassenen an den Rand der
Versorgung zu drängen droht und gewachse-
ne, funktionierende Strukturen zerstört. Völ-
lig indiskutabel ist zudem, dass die alten Mo-
dellprojekte bereits als die „geborenen“ Refe-
renzzentren gesehen werden und damit wei-
tere, gut qualifizierte Bewerber fast aussichts-
los sind. Die Modellregionen erfüllen bisher
nicht einmal die neuen „Screeningstandards“
und heben sich in ihrer Qualifikation keines-
wegs von anderen, beispielsweise auch univer-
sitären Einrichtungen in Deutschland ab. Die
Modellprojekte erfüllen teilweise nicht ein-
mal die European Guidelines, welche von uns
in Bayern als geradezu selbstverständlich ge-
fordert werden. In Wiesbaden beispielsweise
existiert kein Krebsregister, das Aufschluss
geben könnte über die Anzahl an übersehe-
nen Karzinomen, die so genannten Intervall-
karzinome. „Diese Entwicklungen beweisen,
dass die ehemalige Planungsstelle Mammo-
graphie-Screening und jetzige Kooperations-
gemeinschaft – und damit Dachorganisation
der Referenzzentren – in der Mehrheit ihrer
Mitglieder dazu neigt, primär ihre alten Ver-
bündeten zu bedienen“, so Dr. Munte. Auch
Regelungen des Bundesmantelvertrags weisen

in dieselbe Richtung. Leiter eines Referenz-
zentrums darf beispielsweise werden, wer eine
erfolgreiche leitende Tätigkeit im Rahmen ei-
nes vom Bundesausschuss der Ärzte und
Krankenkassen anerkannten Mammographie-
Screening-Projekts oder eine erfolgreiche Tä-
tigkeit als Programmverantwortlicher Arzt im
Früherkennungsprogramm über einen Zeit-
raum von zwei Jahren oder aber eine abwei-
chende, aber von der Kooperationsgemein-
schaft als gleichwertig anerkannte Qualifi-
kation nachweisen kann. Der Willkür der
Kooperationsgemeinschaft sind damit Tür
und Tor geöffnet.

Keine Anerkennung

Das Bayerische Mammographie-Screening,
das auf eine dezentrale Struktur unter Nut-
zung bestehender Versorgungsstrukturen im
ambulanten und stationären Bereich setzt,
wurde dabei innerhalb der letzten eineinhalb
Jahre, also seit dem Zeitpunkt seines Entste-
hens, konsequent totgeschwiegen. Weder
wurde es vom Bundesausschuss anerkannt,
noch wurden in den Krebsfrüherkennungs-
richtlinien und im Bundesmantelvertrag, wie
für die Modellprojekte, Übergangsregelun-
gen für die Anpassung des bayerischen Kon-
zepts an das neue Regelwerk getroffen. Dabei

Erstes flächendeckendes Mammographie-Screening
in Gefahr

Bewahrt viele Frauen vor
dem Brustkrebstod: quali-
tätsgesicherte Mammogra-
phie als Vorsorgeuntersu-
chung.
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wurde der KVB in einer Sitzung des Vor-
stands der KBV im September letzten Jahres
zugesagt, „die Sachverhalte der KVB sollen –
soweit möglich – Einfluss auf das Normen-
und Regelwerk haben“. Eine Modifizierung
der Richtlinien fand jedoch nicht statt. Viel-
mehr wird so getan, als müsse in Bayern ge-
nau wie in den anderen Bundesländern ein
qualitätsgesichertes Mammographie-Scree-
ning erst noch etabliert werden. Und das, ob-
wohl seit Ende 2003 in fast ganz Bayern –
mit Ausnahme von Mittelfranken – erfolg-
reich ein Brustkrebsfrüherkennungspro-
gramm eingeführt ist, das nicht nur die An-
forderungen der European Guidelines voll
erfüllt, sondern auch über die erforderliche
röntgenrechtliche Zulassung verfügt und die
datenschutzrechtlichen Schwierigkeiten ge-
löst hat.

Bestätigung durch Umfrage

Zudem sprechen erste Umfrageergebnisse aus
dem bayerischen Programm deutlich für eine
dezentrale Organisation des Mammographie-
Screenings. Über die Hälfte der teilnehmen-
den Frauen haben ihren Mammographeur
ausgewählt, weil er ihnen bereits bekannt war.

Und etwa ein Drittel der Frauen wählte eine
wohnortnahe Praxis aus. Diese Aussagen be-
weisen, dass die Frauen mit den bestehenden
Strukturen sehr zufrieden sind und sicherlich
nicht einen Termin in einer ihnen unbekann-
ten Mammographie-Screening-Einheit vor-
gegeben bekommen möchten, in der sie nicht
einmal einen Arzt zu Gesicht bekommen
werden. Dennoch wird mit aller Macht ver-
sucht, Bayern dazu zu zwingen, ebenfalls das
überbürokratisierte Konzept der Bundesebene
zu übernehmen. Das Wohl der Versicherten,
das beim Screening im Vordergrund stehen
sollte, tritt dabei in den Hintergrund gegen-
über politischem Kalkül und Machtgebaren.
Dabei könnten mit der raschen Einführung
eines flächendeckenden Mammographie-
Screenings in Deutschland pro Jahr 4500 To-
desfälle vermieden werden. Wenn die „Akteu-
re“ auf der Bundesebene ihre Strategie nicht
bald ändern und bei ihren Entscheidungen
weiterhin ihr Gewissen ausblenden, werden
leider wohl noch zahlreiche Frauen an den
vermeidbaren Folgen des Brustkrebs sterben
müssen.

Verena Stich (KVB)

Korruption, Vetternwirtschaft und
Misswirtschaft

Beim Münchner Stadionbau flossen Beste-
chungsgelder, Leipzigs Olympiabewerbung
wurde durch Skandalmeldungen geschwächt,
die Arbeits(losen)verwaltung steht im Zwie-
licht und gegen Bahnchef Mehdorn wird er-
mittelt. Da bleibt auch der Gesundheitssektor
nicht außen vor. Die unabhängige Organisa-
tion Transparency International mit Sitz in
Berlin forderte eine drastische Reduzierung
des Krankenkassendickichts. Eine Studie der
Organisation kam zu dem Ergebnis: Ver-
schwendung, Betrug und Korruption mach-
ten das deutsche Gesundheitswesen unfinan-
zierbar. Dies meldete auch der Bayerische
Rundfunk in einer Sendung „Report Mün-
chen“.
Schlagzeilen um Filz in deutschen Chefeta-
gen gehören in Deutschland momentan zum
medialen Alltag. Die unerfreulichen Headli-
nes kommen nämlich in einer Zeit, in der der
Ruf Deutschlands und seiner wirtschaft-
lichen Institutionen in der globalen Öffent-
lichkeit ohnehin nicht zum Besten gestellt ist
und die Ökonomie sich auf dem Weg in die
Mittelmäßigkeit wähnt. In dieser Lage ha-
ben Berichte über die mögliche Bestechlichkeit
deutscher Manager und Macher eine verhee-
rende kommunikative Außenwirkung. Sie
diskreditieren nämlich nicht nur die betroffe-
nen Personen. Sie werfen auch ein schlechtes
Licht auf die ganze Branche. Gerade auch
das deutsche Gesundheitswesen steht im in-
ternationalen Vergleich unter enormer Kri-
tik. Stichwort: „Mercedes zahlen und Volks-
wagen fahren.“ Es besteht der Eindruck, so
das IGSF-Institut, dass in keinem anderen
hoch industrialisierten Land der Welt so kri-
tisch über das eigene Gesundheitswesen dis-
kutiert wird, wie in Deutschland.
In den Medien überwiegt hingegen der Ein-
druck, Deutschland komme in der Reformie-
rung der sozialen Sicherungssysteme nicht
voran, Bestechung und Bestechlichkeit griffen
immer weiter um sich und eine komplette
Lähmung und Reformunfähigkeit habe sich
über das Land gezogen. Nach Forschungen
von Transparency International liegt
Deutschland in Sachen Korruption im
Mittelfeld der westlichen Wirtschaftssanktio-
nen.
Und wenn all diese Korruptions- und Miss-
wirtschaftsvorwürfe nicht ganz von der
Hand zu weisen sind?

Fragt sich 
Ihr 

Medikuss

Zeichnung: Dr. Markus Oberhauser, St. Gallen


